
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen  

der Hermann Reckers GmbH & Co. KG 

Stand: 08.10.2020 

 

 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich, Widersprechende AGB 

(1) Unsere Leistungen und Lieferungen erfolgen ausschließlich auf der Grundlage der 

nachfolgenden Geschäftsbedingungen. Diese gelten auch für alle künftigen Geschäf-

te, soweit es sich um solche gleicher Art handelt, auch wenn sie nicht nochmals aus-

drücklich vereinbart werden. 

(2) Geschäftsbedingungen des Kunden finden keine Anwendung, auch wenn wir ihrer 

Geltung nicht gesondert widersprechen. Abweichende oder widersprechende Bedin-

gungen gelten also nur, wenn sie von uns schriftlich anerkannt worden sind. 

(3) Unsere Geschäftsbedingungen gelten nur gegenüber Unternehmern im Sinne des § 

310 Abs. 1 BGB. 

 

§2 Angebot, Angebotsunterlagen, Leistungsumfang 

(1) Ist die Bestellung als Angebot im Sinne des § 145 BGB zu qualifizieren, so können 

wir dieses innerhalb von zwei Wochen annehmen. 

(2) An Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulation und sonstigen Unterlagen behalten wir 

uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Dies gilt auch für solche schriftlichen Unter-

lagen, die als „vertraulich“ bezeichnet sind. Vor ihrer Weitergabe an Dritte bedarf der 

Besteller unserer ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung. 

(3) Wir haften nicht für Fehler, die sich aus Unterlagen, Zeichnungen, Mustern usw. so-

wie aus Angaben des Bestellers ergeben, soweit uns nicht zuzumuten ist, diese zu 

erkennen. 

(4) Unser Angebot einschließlich Zeichnungen, Abbildungen, Maßen, Gewichten oder 

sonstigen Leistungsdaten ist freibleibend und unverbindlich, sofern sich aus der Auf-

tragsbestätigung nichts anderes ergibt oder die Verbindlichkeit ausdrücklich schriftlich 

vereinbart wird. Die in Prospekten und Katalogen enthaltenen Angaben, wie Abbil-

dungen, Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben stellen branchenübliche Nähe-

rungswerte dar. 

(5) Maß-, Gewichts- und Stückzahlabweichungen im Rahmen handelsüblicher Toleran-

zen, einschlägiger DIN-Vorschriften und gießtechnischer Erfordernisse sind zulässig. 

Angaben von Maßen und Gewichten in unseren Angeboten und Auftragsbestätigun-

gen sind keine Beschaffenheitsgarantien. Für die Berechnung sind die von uns fest-

gestellten Liefergewichte und Stückzahlen maßgebend. 
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(6) Auftragsbezogene Fertigungseinrichtungen wie Modelle, Schablonen, Kernkästen, 

Kokillen, Gießwerkzeuge, Vorrichtungen und Kontrolllehren, die vom Besteller beige-

stellt werden, sind uns kostenlos zuzusenden. Die Übereinstimmung der vom Bestel-

ler beigestellten Fertigungseinrichtung mit den vertraglichen Spezifikationen oder uns 

übergebenen Zeichnungen oder Mustern werden von uns nur aufgrund ausdrückli-

cher Vereinbarung überprüft. Vom Besteller beigestellten Fertigungseinrichtungen 

dürfen wir ändern, wenn uns dies aus dies gießtechnischen Gründen erforderlich er-

scheint und das Werkstück dadurch nicht verändert wird. Die Kosten für die Ände-

rung, Instandhaltung und den Ersatz seiner Fertigungseinrichtung trägt der Besteller. 

(7) Die Fertigungseinrichtungen werden von uns mit der Sorgfalt behandelt und verwahrt, 

welche wir in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen. Wir haften nicht für zu-

fälligen Untergang oder Verschlechterung der Fertigungseinrichtung. Von uns nicht 

mehr benötigte Fertigungseinrichtungen des Bestellers können wir auf seine Kosten 

und Gefahr zurücksenden oder, wenn der Besteller unserer Aufforderung zur Abho-

lung innerhalb angemessener Frist nicht nachkommt, zu üblichen Kosten aufbewah-

ren und nach angemessener Fristsetzung und Androhung vernichten.  

(8) Auftragsbezogene Fertigungseinrichtungen, die von uns im Auftrag des Bestellers 

angefertigt oder beschafft werden, bleiben auch bei Berechnung anteiliger Kosten 

unser Eigentum. Sie werden für die Dauer von drei Jahren nach dem letzten Abguss 

aufbewahrt. Sofern abweichend vereinbart ist, dass der Besteller Eigentümer der Ein-

richtung wird, geht das Eigentum mit Zahlung des vereinbarten Preises bzw. Kosten-

anteils auf ihn über. Die Übergabe der Einrichtung wird ersetzt durch unsere Aufbe-

wahrungspflicht. Das Verwahrungsverhältnis kann vom Besteller frühestens zwei 

Jahre nach dem Eigentumsübergang gekündigt werden, sofern kein wichtiger Grund 

vorliegt. Ansprüche aus Urheberrecht oder gewerblichen Rechtsschutz kann der Be-

steller nur insoweit geltend machen, als er uns auf das Bestehen solcher Rechte hin-

weist und Sie sich ausdrücklich vorbehält. Entsteht bei Benutzung einer nur einmal 

verwendungsfähigen Fertigungseinrichtung Ausschuss, so hat der Besteller entweder 

erneut eine Fertigungseinrichtung beizustellen oder die Kosten der Ersatzeinrichtung 

zu tragen. Von uns einzugießende Teile müssen maßhaltig und in einwandfreiem Zu-

stand vom Besteller geliefert werden. Für den Ausschuss unbrauchbar werdender 

Teile ist vom Besteller kostenlos Ersatz zu liefern. 

(9) Die in der Leistungsbeschreibung (auch im Rahmen einer Zeichnung) festgelegten 

Beschaffenheit legen die Eigenschaften der Leistungen abschließend fest. 
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 § 3 Preise, Gefahrenübergang, Verpackungskosten 

(1) Soweit nicht anders angegeben, sind wir an die in unseren Angeboten enthaltenen 

Preise 30 Tage ab deren Datum gebunden. Maßgebend sind ansonsten die in der 

Auftragsbestätigung von uns genannten Preise zuzüglich der jeweiligen gesetzlichen 

Umsatzsteuer. Zusätzliche Lieferungen und Leistungen werden gesondert berechnet. 

(2) Aufträge, für die nicht ausdrücklich feste Preise bzw. feste Vergütungen vereinbart 

sind, werden zu den am Tag der Lieferung oder Leistung gültigen Listenpreisen bzw. 

zu dem an diesem Tag für die Berechnung unseres Werklohns geltenden Sätzen 

(Tagespreis) bezeichnet, zuzüglich Porto, Fracht und Verpackung. 

(3) Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, gelten unsere Preise 

„ab Werk“, ausschließlich Verpackung; diese wird - wenn nicht ausdrücklich etwas 

anderes vereinbart ist - gesondert in Rechnung gestellt (Vgl. auch § 5 Ziff. 4). 

(4) Der Abzug von Skonto bedarf besonderer schriftlicher Vereinbarung. 

(5) Sofern der Besteller es wünscht, werden wir die Lieferung durch eine Transportversi-

cherung eindecken; die insoweit anfallenden Kosten trägt der Besteller. 

(6) Für Transportschäden oder Verluste, die auf unserem Verschulden, dem Verschulden 

unserer gesetzlichen Vertreter, Beauftragten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen beru-

hen, haften wir nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei leichter Fahrlässigkeit 

sind wir verpflichtet, eventuelle Ersatzansprüche gegen den Transportunternehmer 

etc. an den Besteller abzutreten, wenn eine Eigenhaftung dadurch nicht begründet 

wird. Transportschäden sind uns daher unter Beifügung einer Schadensbestätigung 

des Transportunternehmers unverzüglich (§ 377 HGB) zu melden. Das beschädigte 

Gut ist zu unserer Verfügung zu halten. 

(7) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware 

geht spätestens mit der Übergabe auf den Käufer über. Beim Versendungskauf geht 

jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 

Waren sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit der Auslieferung der Ware an den 

Spediteur, den Frachtführer oder sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten 

Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Ge-

fahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die 

gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe, bzw. 

Abnahme steht es gleich, wenn sich der Besteller/Käufer in Annahmeverzug befindet. 

 

§ 4 Zahlungsbedingungen 

(1) Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist der Kaufpreis ein-

schließlich aller sonstigen vereinbarten Vergütungen - insbesondere die Leistungen 

für Nebenleistungen - netto in vollem Umfang bei Lieferung bzw. Abnahme und Aus-
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händigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig. Der Auftraggeber 

kommt ohne weitere Erklärungen unsererseits 30 Tage nach dem Fälligkeitstag in 

Verzug, soweit er nicht bezahlt hat. Maßgeblich ist die Gutschrift auf unserem Ge-

schäftskonto. 

(2) Im Falle des Vorhandenseins von Mängeln steht dem Besteller ein Zurückbehaltungs-

recht nicht zu, es sei denn, die Lieferung ist offensichtlich mangelhaft bzw. dem Be-

steller steht offensichtlich ein Recht zur Verweigerung der Abnahme der Arbeiten zu; 

in einem solchen Fall ist der Besteller nur zur Zurückbehaltung berechtigt, soweit der 

einbehaltene Betrag im angemessenen Verhältnis zu den Mängeln und den voraus-

sichtlichen Kosten der Nacherfüllung (insbesondere einer Mängelbeseitigung) steht. 

Der Besteller ist nicht berechtigt, Ansprüche und Rechte wegen Mängeln geltend zu 

machen, wenn er fällige Zahlung nicht geleistet hat und der fällige Betrag in einem 

angemessenen Verhältnis zu dem Wert der - mit mangelbehafteten - Lieferung bzw. 

Arbeiten steht. 

(3) Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller im Übrigen nur zu, wenn seine Gegenan-

sprüche rechtskräftig festgestellt, unbestritten und von uns anerkannt sind. Außer-

dem ist er zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes insoweit befugt, als sein 

Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 

(4) Verzugszinsen werden mit 9 %-Punkten per annum über dem Basiszinssatz (§ 247 

BGB) berechnet. Sie sind höher oder niedriger anzusetzen, wenn wir eine Belastung 

mit einem höheren Zinssatz oder der Besteller eine geringere Belastung nachwei-

sen. 

(5) Wenn der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, insbesondere 

einen Scheck nicht einlöst oder wenn uns andere Umstände bekannt werden, die die 

Kreditwürdigkeit des Bestellers infrage stellen, so sind wir berechtigt die gesamte 

Restschuld fällig zu stellen, auch wenn wir Wechsel angenommen haben. Wir sind in 

diesem Fall außerdem berechtigt, Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistungen zu 

verlangen. 

(6) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf die Vergütung durch mangelnde 

Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen 

Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – 

zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstel-

lung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort er-

klären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung blei-

ben unberührt.  
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§ 5 Lieferzeit 

(1) Liefertermine oder Fristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden kön-

nen, bedürfen der Schriftform. 

(2) Der Beginn einer mit uns schriftlich vereinbarten Lieferzeit setzt die Abklärung aller 

technischen Fragen voraus. Vereinbarte Liefertermine gelten daher - wenn nichts 

anderes vereinbart ist - als nur annähernd vereinbart. 

(3) Die Einhaltung unserer Lieferverpflichtung setzt weiter die rechtzeitige und ordnungs-

gemäße Erfüllung der Verpflichtung des Bestellers voraus. Die Einrede des nicht er-

füllten Vertrages bleibt vorbehalten. 

(4) Versandbereit gemeldete Ware ist unverzüglich zu übernehmen, andernfalls sind wir 

berechtigt, sie nach eigener Wahl zu versenden oder zu speditionsüblichen Kosten 

und auf die Gefahr des Bestellers zu lagern, zu letzterem sind wir auch berechtigt, 

wenn der von uns übernommene Versand ohne unser Verschulden nicht durchge-

führt werden kann. Eine Woche nach Beginn der Lagerung gilt die Ware als geliefert. 

(5) Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzte schuldhaft sonstige Mitwir-

kungspflichten, so sind wir berechtigt, den uns insoweit entstehenden Schaden, ein-

schließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu verlangen. Weiter gehende An-

sprüche bleiben vorbehalten. 

(6) Sofern die Voraussetzungen des Abs. (5) vorliegen, geht die Gefahr eines zufälligen 

Untergangs oder einer zufälligen Verschlechterung der Kaufsache in dem Zeitpunkt 

auf dem Besteller über, in dem dieser in Annahme- oder Schuldnerverzug geraten 

ist.  

(7) Wir haften nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit der zugrunde liegende 

Kaufvertrag ein Fixgeschäft im Sinne des § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB oder des § 376 

HGB ist. Wir haften auch nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern als Folge ei-

nes von uns zu vertretenden Lieferverzugs der Besteller berechtigt ist geltend zu 

machen, dass sein Interesse an der weiteren Vertragserfüllung in Fortfall geraten ist. 

(8) Wir haften ferner nach den gesetzlichen Bestimmungen sofern der Lieferverzug auf 

einer von uns zu vertretenden vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverlet-

zung beruht; ein Verschulden unserer Vertreter oder Erfüllungsgehilfen ist uns zuzu-

rechnen. Sofern der Lieferverzug nicht auf einer von uns zu vertretenden vorsätzli-

chen Vertragsverletzung beruht, ist unsere Schadenersatzhaftung auf den vorher-

sehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 

(9) Wir haften auch nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit der von uns zu vertre-

tende Lieferverzug auf der schuldhaften Verletzung einer wesentlichen Vertrags-

pflicht beruht; in diesem Fall ist aber die Schadenersatzhaftung auf den vorherseh-

baren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 
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(10) Im Übrigen haften wir im Falle des Lieferverzuges für jede vollendete Woche Verzug  

im Rahmen einer pauschalierten Verzugsentschädigung i.H.v. 0,5 % für jede vollen-

dete Woche des Verzugs, insgesamt jedoch höchstens i.H.v. 5 % des Rechnungs-

wertes der vom Verzug betroffenen Lieferungen und Leistungen. 

(11) Ändert oder erweitert der Besteller den ursprünglich vereinbarten Arbeitsumfang und 

verzögert sich die Fertigstellung bzw. Lieferung dadurch, haften wir dafür nicht. Wir 

werden dem Besteller unter Angabe der Gründe jedoch unverzüglich einen neuen 

Fertigstellungs- bzw. Liefertermin nennen. Liegt die Ursache der Nichteinhaltung des 

Termins in höherer Gewalt oder in Betriebsstörungen, auch in solchen von Vorliefe-

ranten oder Subunternehmern, die wir nicht verschuldet haben, besteht aufgrund 

hierdurch bedingter Verzögerungen keine Schadenersatzverpflichtung unsererseits. 

Wir werden den Besteller unverzüglich unterrichten. 

(12) Wenn die Behinderung länger als drei Monate dauert, ist der Besteller nach ange-

messener Fristsetzung berechtigt, hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils vom Ver-

trag zurückzutreten. Verlängert sich die Lieferzeit oder werden wir von unserer Ver-

pflichtung frei, so kann der Besteller hieraus keine Schadensersatzansprüche herlei-

ten. Auf die genannten Umstände können wir uns allerdings nur berufen, wenn wir 

den Besteller unverzüglich benachrichtigen. 

(13) Weitere gesetzliche Ansprüche und Rechte des Bestellers bleiben vorbehalten. 

(14) Wir sind zu Teilleistungen und Teillieferungen jederzeit berechtigt, es sei denn, die 

Teillieferung oder Teilleistung ist für den Besteller nicht von Interesse. 

(15) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, 

nicht einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Käufer 

hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Liefer-

frist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, 

sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits er-

brachte Gegenleistung des Käufers werden wir unverzüglich erstatten. Als Fall der 

Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzei-

tige Selbstbelieferung durch unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes De-

ckungsgeschäft abgeschlossen haben, weder uns noch unseren Zulieferer ein Ver-

schulden trifft oder wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind.  

 

§ 6 Mängelhaftung 

(1) Wir haften für einwandfreie Herstellung der von uns gelieferten Teile nach Maßgabe 

der vereinbarten technischen Liefervorschriften. Soweit die Beschaffenheit nicht ver-

einbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu beurteilen, ob ein Mangel vor-

liegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 S. 2 und 3 BGB). Für öffentliche Äußerungen Dritter, 
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auf die uns der Kunde nicht als für ihn entscheidend hingewiesen hat, übernehmen 

wir jedoch keine Haftung. 

(2) Der Besteller trägt insbesondere im Hinblick auf den vorgesehenen Verwendungs-

zweck die Verantwortung für sachgemäße Konstruktion unter Beachtung etwaiger 

Sicherheitsvorschriften, Auswahl des Werkstoffes und der erforderlichen Prüfverfah-

ren, Richtigkeit und Vollständigkeit der technischen Liefervorschriften und der uns 

übergebenen technischen Unterlagen und Zeichnungen sowie für die Ausführung 

der beigestellten Fertigungseinrichtung, und zwar auch dann, wenn Änderungen von 

uns vorgeschlagen werden, die seine Billigung finden. Ferner steht der Besteller da-

für ein, dass aufgrund seiner Angaben Schutzrecht oder sonstige Rechte Dritter 

nicht verletzt werden. Entscheidend für den vertragsgemäßen Zustand der Ware ist 

der Zeitpunkt des Gefahrübergangs. 

(3) Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der verein-

barten Beschaffenheit oder bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbar-

keit. 

(4) Wenn ein Mangel nach nicht durch uns durchgeführter Montage/Einbau auftritt, haf-

ten wir im Rahmen der Sachmängelhaftung nur, wenn Montage oder Einbau der von 

uns zuvor bearbeiteten oder verkauften Sache fachkundig und fachgerecht erfolgte. 

Die Fachkundigkeit und Fachgerechtheit der Montage bzw. des Einbaus muss der 

Auftraggeber beweisen. Für Mängel, die durch ungeeignete oder unsachgemäße 

Verwendung, fehlerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung und übliche Abnutzung 

entstehen, haften wir nicht. 

(5) Mängel sind uns daher unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb einer Woche nach 

Eingang des Liefergegenstandes schriftlich mitzuteilen. Mängel, die auch bei sorgfäl-

tiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden können, sind unverzüglich 

nach Entdeckung schriftlich mitzuteilen. Mängelansprüche des Bestellers setzen vo-

raus, dass dieser sei nach § 377 HGB geschuldeten Untersuchungs -und Rügeob-

liegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist. 

(6) Soweit ein Mangel der Kaufsache vorliegt, sind wir nach unserer Wahl zur Nacherfül-

lung in Form einer Mangelbeseitigung oder zur Lieferung einer neuen mangelfreien 

Sache berechtigt. Im Fall der Mangelbeseitigung sind wir verpflichtet, alle zum Zwe-

cke der Mangelbeseitigung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, 

Wege-, Arbeit- und Materialkosten zu tragen, soweit sich diese nicht dadurch erhö-

hen, dass die Kaufsache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort verbracht 

wurde. Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu ma-

chen, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch berech-

tigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurück zu 
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behalten. Der Käufer hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit 

und Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwe-

cken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Käufer die mangelhafte 

Sache nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. Die Nacherfüllung bein-

haltet weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn 

wir ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren.  

(7) Schlägt die Nacherfüllung fehl, so ist der Besteller nach seiner Wahl berechtigt, Rück-

tritt oder Minderung zu verlangen. 

(8) Wir haften nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der Besteller Schadenser-

satzansprüche geltend macht, die auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, einschließ-

lich von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit unserer Vertreter oder Erfüllungsgehilfen 

beruhen. Soweit uns keine vorsätzliche Vertragsverletzung angelastet wird, ist die 

Schadensersatzhaftung auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Scha-

den begrenzt. 

(9) Wir haften nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern wir schuldhaft eine wesent-

liche Vertragspflicht verletzen; in diesem Fall ist aber die Schadensersatzhaftung auf 

den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 

(10) Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-

sundheit bleibt unberührt; dies gilt auch für die zwingende Haftung nach dem Pro-

dukthaftungsgesetz. 

(11) Soweit nicht vorstehend etwas Abweichendes geregelt ist, ist die Haftung ausge-

schlossen; dies gilt insbesondere für Schäden außerhalb der Kaufsache sowie den 

Anspruch auf Ersatz des entgangenen Gewinns. 

(12) Die Verjährungsfrist für Ansprüche wegen Rechte und Mängeln der Lieferungen und 

Leistungen - gleich aus welchem Rechtsgrund - beträgt 1 Jahr. Dies gilt jedoch nicht 

in den Fällen den § 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB (Rechtsmängel bei unbeweglichen Sa-

chen),  § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke, Sachen für Bauwerke), § 478 Abs. 

1 BGB (Rückgriffsanspruch des Unternehmers) oder § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB 

(Bauwerke oder Werk, dessen Erfolg in der Erbringung von Planungs- oder Überwa-

chungsleistungen hierfür besteht). Die im vorstehenden Satz 2 genannten Fristen 

unterliegen einer Verjährungsfrist von 3 Jahren. 

(13) Die Verjährungsfristen nach Abs. (12) gelten auch für sämtliche Schadensersatzan-

sprüche gegen uns, die mit dem Mangel im Zusammenhang stehen - unabhängig 

von der Rechtsgrundlage des Anspruchs. Soweit Schadensersatzansprüche jeder 

Art gegen uns bestehen, die mit einem Mangel nicht in Zusammenhang stehen, gilt 

für sie die Verjährungsfrist des Abs. (12) Satz 1. 

(14) Die Verjährungsfristen nach Abs. (12) und (13) gelten mit folgender Maßgabe: 
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(15) Die Verjährungsfristen gelten nicht im Fall des Vorsatzes. Sie gelten auch dann 

nicht, wenn wir einen Mangel arglistig verschwiegen haben oder eine Garantie für 

die Beschaffenheit der Lieferungen oder Leistungen übernommen haben. Haben wir 

einen Mangel arglistig verschwiegen, so gelten anstelle der genannten Fristen die 

gesetzlichen Verjährungsfristen, die ohne Vorliegen von Arglist gelten würden. Die 

Verjährungsfristen gelten für Schadensersatzansprüche zu dem nicht in Fällen der 

Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder Freiheit, bei Ansprü-

chen nach dem Produkthaftungsgesetz, bei einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung 

oder bei Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. 

(16) Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Ansprüchen mit der Ablieferung, bei Werkleis-

tungen mit der Abnahme. 

(17) Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen Bestim-

mungen über den Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, die Hemmung und den 

Neubeginn von Fristen unberührt. 

 

§ 7Gesamthaftung 

(1) Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts 

anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertragli-

chen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften.  

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 

Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrläs-

sigkeit haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (zB Sorgfalt in 

eigenen Angelegenheiten; unerhebliche Pflichtverletzung), nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesund-

heit,  

b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflich-

tung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags über-

haupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmä-

ßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf 

den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens be-

grenzt.  

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch gegenüber 

Dritten sowie bei Pflichtverletzungen durch Personen (auch zu ihren Gunsten), deren 

Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, 

soweit ein Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 
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der Ware übernommen wurde und für Ansprüche des Käufers nach dem Produkthaf-

tungsgesetz.  

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Käufer 

nur zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten ha-

ben. Ein freies Kündigungsrecht des Käufers (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) 

wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und 

Rechtsfolgen.  

 

§ 8 Eigentumsvorbehaltssicherung 

(1) Wir behalten uns das Eigentum an der Kaufsache bis zum Eingang aller Zahlungen 

aus dem Liefervertrag vor. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auch auf den aner-

kannten Saldo, soweit wir Forderungen gegenüber dem Besteller in laufende Rech-

nungen buchen (Kontokorrentvorbehalt). Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestel-

lers, insbesondere bei Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, die Kaufsache zurückzu-

nehmen. In der Zurücknahme der Kaufsache durch uns liegt kein Rücktritt vom Ver-

trag, es sei denn, wir hätten dies ausdrücklich schriftlich erklärt. In der Pfändung der 

Kaufsache durch uns liegt stets ein Rücktritt vom Vertrag. Wir sind nach Rücknahme 

der Kaufsache zu deren Verwertung befugt, der Verwertungserlös ist auf die Verbind-

lichkeiten des Bestellers – abzüglich angemessener Verwertungskosten – anzurech-

nen. 

(2) Der Besteller ist verpflichtet, die Kaufsache pfleglich zu behandeln; insbesondere ist 

er verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschä-

den ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbei-

ten erforderlich sind, muss der Besteller diese auf eigene Kosten rechtzeitig durchfüh-

ren. 

(3) Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Besteller unverzüglich 

schriftlich zu benachrichtigen, damit wir Klage gemäß § 771 ZPO erheben können. 

Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen 

Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Besteller für den uns 

entstandenen Ausfall. 

(4) Der Besteller ist berechtigt, die Kaufsache im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu 

verkaufen; er tritt uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Faktura-

Endbetrages (einschließlich MWSt) unserer Forderung ab, die ihm aus der Weiter-

veräußerung gegen seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar unabhängig 

davon, ob die Kaufsache ohne oder nach Verarbeitung weiter verkauft worden ist. Zur 

Einziehung dieser Forderung bleibt der Besteller auch nach der Abtretung ermächtigt. 
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Unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir ver-

pflichten uns jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen 

Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in Zah-

lungsverzug gerät und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Konkurs- oder 

Vergleichs- oder Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Ist 

aber dies der Fall, so können wir verlangen, dass der Besteller uns die abgetretenen 

Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen An-

gaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Drit-

ten) die Abtretung mitteilt. 

(5) Die Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch den Besteller wird stets für 

uns vorgenommen. Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegen-

ständen verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Ver-

hältnis des Wertes der Kaufsache (Fakturaendbetrag, einschließlich MwSt) zu den 

anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Für die durch Verar-

beitung entstehende Sache gilt im Übrigen das gleiche wie für die unter Vorbehalt ge-

lieferte Kaufsache. 

(6) Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrennbar 

vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 

Wertes der Kaufsache (Fakturaendbetrag, einschließlich MwSt) zu den anderen ver-

mischten Gegenständen zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in 

der Weise, dass die Sache des Bestellers als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als 

vereinbart, dass der Besteller uns anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der Besteller 

verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für uns. 

(7) Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Bestellers 

insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert unserer Sicherheiten die zu sichern-

den Forderungen um mehr als 10 % übersteigt; die Auswahl der freizugebenden Si-

cherheiten obliegt uns. 

 

§ 9 Pfandrecht, Sicherungsabtretung, Verwertung, Standgebühr 

(1) Bei Bearbeitung von Gegenständen steht uns wegen unserer Forderung aus dem 

Auftrag ein Pfandrecht an den aufgrund des Auftrages in unseren Besitz gelangten 

Gegenständen des Bestellers zu. Das Pfandrecht erstreckt sich auf alle Forderungen 

die uns zustehen, wie sie der Eigentumsvorbehaltsicherung gemäß vorstehendem § 

8 Ziffer 1 entsprechen. Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher 

durchgeführten Arbeiten, Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend ge-

macht werden, soweit sie mit dem Gegenstand in Zusammenhang stehen. Für sons-
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tige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung gilt das Pfandrecht nur, soweit diese 

unbestritten oder rechtskräftig sind.  

(2) Kommt der Besteller mit der Zahlung für einen längeren Zeitpunkt als 2 Monate in 

Verzug, so haben wir das Recht, nach vorheriger schriftlicher Ankündigung und nach 

Ablauf einer weiteren Wartezeit von 4 Wochen den Vertragsgegenstand und die Ver-

steigerung und bei Vorliegen von Marktpreisen durch freihändigen Verkauf bestmög-

lich zu verwerten. Ein etwaiger Verwertungserlös steht dem Besteller zu; wir sind je-

doch berechtigt, neben unserer Hauptforderung und den aufgelaufenen Zinsen auch 

die durch die Verwertung verursachten Kosten in Abzug zu bringen.  

(3) Sind wir aus betrieblichen Gründen zur Verwahrung der Pfandsache nicht in der La-

ge, können wir Ersatz einer uns durch eine anderweitige Lagerung entstandenen 

Kosten verlangen. Für die Aufbewahrung im eigenen Betrieb entstehende Vewahr-

kosten werden zu marktüblichen Preisen dem Besteller in Rechnung gestellt. 

(4) Sofern wir für den Besteller Gegenstände bearbeiten, die nicht ihm sondern Dritten 

gehören, tritt der Besteller dem ihn gegenüber Dritten erwachsenden Vergütungsan-

spruch schon jetzt in Höhe des Rechnungswertes unserer Leistung an uns ab. Wir 

nehmen die Abtretung an. Ungeachtet der Abtretung ist der Besteller zur Einziehung 

solange berechtigt, als er seinen Verpflichtungen uns gegenüber nachkommt und 

nicht in Vermögensverfall gerät. Auf Verlangen hat uns der Besteller die zur Einzie-

hung erforderlichen Angaben über die abgetretenen Forderungen zu machen und 

seinem Schuldner die Abtretung mitzuteilen.  

 

§ 10 Schlussbestimmungen 

(1) Für diese AGB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Besteller gilt das 

Recht der Bundesrepublik Deutschland, unter Ausschluss internationalen Einheits-

rechts, insbesondere des UN-Kaufrechts.  

(2) Ist der Besteller Kaufmann i. S. d Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffent-

lichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – 

auch internationaler Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittel-

bar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Rheine bzw. 

Hörstel. Entsprechendes gilt, wenn der Käufer Unternehmer i. S. v § 14 BGB ist. Wir 

sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflich-

tung gemäß dieser AGB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemei-

nen Gerichtsstand des Käufers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, ins-

besondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 
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(3) Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder 

künftig unwirksam werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 

nicht berührt. Das gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass die Vereinbarung 

eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen Bestimmungen oder zur Aus-

füllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich mög-

lich, dem am nächsten kommt, was die Parteien gewollte haben oder nach dem Sinn 

und Zweck der Vereinbarung gewollte hätten, sofern sie bei Abschluss der Vereinba-

rung den Punkt bedacht hätten.  

 


